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Solidarität statt rechter Hetze 
Solidarisches Handeln ist sichtbar: Etwa beim Protestmarsch der Bediensteten der Sozial- und Ge-
sundheitsberufe für einen gerechten Kollektivvertragsabschluss durch die Franckstraße.

Gemeinsamer Widerstand gegen die 
Zumutungen des real existierenden 
Kapitalismus tut Not. Die KPÖ setzt da-
bei auf das Modell einer solidarischen 
Gesellschaft. 

Das heißt Umverteilung des gesell-
schaftlichen Reichtums aus der Hand 
weniger in die Verfügung der Mehr-
heit, von privat zu öffentlich und von 
oben nach unten. 

Das heißt auch gleiche demokratische 
und soziale Rechte für Minderheiten 
und ist damit eine klare Absage an die 
rassistische Ausgrenzungspolitik der 
Rechten.

Nulltarif auf Öffis ist machbar
Mobilität ist ein soziales Grundrecht, das allen Menschen zusteht.

Selten aber doch teilen Bürgermeister 
Dobusch und ich einen Traum, näm-
lich den vom Nulltarif auf allen Linzer 
Linien. Damit es nicht beim Träumen 
bleibt, hier einige Argumente für die 
Freifahrt.

Ein öko-soziales Projekt
Der Nulltarif im städtischen Verkehr 

ist ein wirksamer Beitrag zur Armuts-
bekämpfung, denn Mobilität darf 
nicht vom Geldbörserl abhängen. 
Die Freifahrt fördert den ökologisch 
sinnvollen Umstieg vom Auto auf den 
öffentlichen Verkehr. Im Zeitalter des 
Klimawandels ist das immer wichti-
ger. Und der Nulltarif ist finanzierbar 
– wenn man will.

Gerlinde Grünn
KPÖ-Gemeinderätin



Tabakfabrik – Chance oder Klotz am Bein?
Einer der größten und bedeutendsten Leerstände in Linz ist die Tabakfabrik. Was damit ge-
schehen soll, darüber scheiden sich die Geister.

Prinzipiell wäre ich für eine Medizin-Uni, ob die Tabakfabrik dafür geeig-
net ist, weiß ich leider selber nicht. Ansonsten könnte mit dem Objekt 
der Bedarf einer kulturellen Einrichtung gedeckt werden, doch sollte sich 
die Stadt nicht einmischen, da so etwas von selbst entstehen muss. Auch 
könnte das Problem fehlender Proberäume gelöst werden.

Andreas Heißl Kulturarbeiter

Nach zwei Jahren Stillstand wurde die Blockadepolitik aufgegeben. Es 
bleibt abzuwarten, ob die angekündigten Freiräume auch den Bedürf-
nissen der Kunst- und Kulturszene entsprechen. Investitionen in Bespie-
lung und Adaptierung dürfen jedenfalls nicht zu Lasten der bestehen-
den freien Kulturszene gehen!

Thomas Diesenreiter Kulturarbeiter

Mir fallen viele Möglichkeiten ein, was mit diesem Architekturjuwel ge-
schehen könnte. Aber wichtiger erscheinen mir einige Begriffe und 
Grundsätze, die bei allen möglichen Projekten eine Rolle spielen sollten: 
Offenheit, Autonomie, kein Kommerz. Aber ich befürchte, dass die Krea-
tivwirtschaftsfuzzis wieder ihre Finger im Spiel haben werden.

Dr. Edith Friedl Architekturhistorikerin

Kommt ein neues Bettelverbot?
Die neue Debatte um das Bettelverbot ist skurril und enttäu-
schend. Skurril, weil die Politik an ihrer eigenen Unfähigkeit 
gescheitert ist und ungewollt das „klassische“ Betteln legalisiert 
hat. Enttäuschend, weil wohl bald mit einem totalen Bettelver-
bot zu rechnen ist.

Organisiertes Betteln ist so gut wie 
nie nachweisbar. Weil aber unauf-
dringliches Betteln ausdrücklich er-
laubt wurde, hat die Zahl der Bett-
lerInnen in Linz zugenommen. Nicht 
dramatisch, aber doch merkbar.

Neuer Verbotsanlauf
Ein sektorales Bettelverbot für die 
Einkaufsstraßen liegt in der Luft. 

Das wäre eine typisch oberöster-
reichische Lösung. Denn ohne ein 
solches beschließen zu müssen, 
käme es einem Totalverbot gleich, 
weil es eben nur dort Sinn macht 
zu betteln. Gerade die ÖVP wird 
sich dann Fragen nach ihren christ-
lichen Werten stellen müssen, dar-
auf hat sie sich noch beim ersten 
Bettelverbot berufen.

Christian Diabl
Sprecher Bettellobby OÖ



Gleiche Rechte für alle!
Eine gerechte Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums macht 
das Leben für alle besser. Daher setzt die KPÖ auf solidarisches 
Handeln, anstatt soziale Interessen gegeneinander auszuspielen.

Geht es nach der Bundes-
regierung, soll die Last 
der Schuldenbremse der 
Allgemeinheit aufs Auge 
gedrückt werden. Die 
angedrohten Kürzungen 
bei sozialen Dienstleis-
tungen und Investitionen 
werden den Lebensnerv 
vieler treffen.

Massive   
Konsequenzen
Es geht dabei um die Vor-
sorge für Notfälle wie Ar-
beitslosigkeit, Krankheit 
und Behinderung, um das 
Auskommen im Alter, Bil-
dungschancen für jung 
und alt, unsere Gesund-
heitsvorsorge, unser 
Wohnumfeld, um Kultur- 
und Freizeitangebote.
Sparen bei sozialen Aus-
gaben hat massive Konse-
quenzen für all jene, die 
nicht mit dem goldenen 
Löffel im Mund auf die 
Welt gekommen sind und 

deren Einkommen aus Er-
werbsarbeit, Pensionen 
oder Transferleistungen 
nicht dafür ausreicht 
Dienstleistungen am frei-
en Markt einzukaufen.

Gegen Law and 
Order
Die daraus resultieren-
de Verunsicherung und 
Existenzangst vieler sind 
der Nährboden für rech-
te Law and Order Politik, 
die auf Entsolidarisierung 
und Ausgrenzung setzt. 
Prekarisierte Minderhei-
ten werden so zum An-
griffspunkt und zu Sün-
denböcken gestempelt.
Nicht die Armut an sich 
wird als Skandal angese-
hen, sondern die Armen 
werden mittels eines blü-
henden Sicherheitsge-
werbes kriminalisiert und 
bekämpft. 
Gemeinsamer Wider-
stand ist also höchst an 

der Zeit. Dem neolibe-
ralen Konsens der Aus-
weglosigkeit aus der 
kapitalistischen Verwer-
tungsmaschinerie müs-
sen Alternativen gegenü-
bergestellt werden.

Absage an   
Rassismus
Gemeinsam aktiv werden 
gegen den Abbau sozia-
ler und demokratischer 
Rechte, die Entwicklung 
neuer Regeln der Partizi-
pation und eine klare Ab-
sage an ein rassistisches 
Menschenbild sind ein 
erster Schritt zur Über-
windung derzeit uner-
träglicher Zustände. 
Die Haltung „Was alle 
brauchen, soll auch allen 
gehören“ und dass glei-
che demokratische und 
soziale Rechte alle 
hier Lebenden mitein-
schließt, ist ein Beitrag 
der KPÖ dazu.

Spitze Splitter
aus dem Gemeinderat

Tariferhöhung: Ohne uns!
Ihrer Linie für einen Tarif- und 
Gebührenstopp einzutreten treu 
lehnte die KPÖ die neuerliche 
Erhöhung der Marktgebühren 
sowie der Eintrittsgelder in den 
Botanischen Garten ab. Dort  
müssen jetzt sogar Aktivpass-
bezieherInnen und Schulklassen 
zahlen.

Aktiv für Frauenrechte
Mit zwei Anfragen thematisier-
te KPÖ-Gemeinderätin Gerlinde 
Grünn die Umsetzung von Maß-
nahmen zur Frauenförderung 
bei den städtischen Unternehmen 
der Unternehmensgruppe Linz 
sowie die Realisierung eines 
neuen Standortes für das unter 
Platzproblemen leidenden 
Frauenhauses.

Liebesdienst für die FP
Obwohl selbst Bürgermeister  
Dobusch einräumen musste, dass 
die magistratsinternen Gutachter-
Innen bei städtischen Immobilien-
an- und Verkäufen höchst qualifi-
ziert sind, wurde ein FPÖ-Antrag 
beschlossen, künftig ab 700.000 
Euro externe GutachterInnen mit 
entsprechenden Mehrkosten  
einzuschalten. Die KPÖ lehnte 
das ab.

Teure Weihnachtsbeleuchtung
Auch 2011 ließ sich der Handel 
wieder die sündteure Weihnachts-
beleuchtung auf Steuerkosten 
bezahlen. Dafür wurden nicht 
weniger als 378.000 Euro verpul-
vert, die KPÖ stimmte dagegen. 
Gleichzeitig sind auch in Linz 
tausende Haushalte von Energie-
armut betroffen und mit  
Abschaltungen von Strom  
und Gas konfrontiert.



Öffi-Offensive statt Prestigeprojekte

Seit Jahrzehnten wird ein S-Bahn-
Betrieb für den Ballungsraum 
gefordert, um die PendlerInnen-
ströme nach Linz zu bewältigen. 
Nichts ist passiert.

Stattdessen soll – trotz heftiger Kritik – 
eine Autobahn quer durch Linz gebaut 
werden. Weil die Landes- und Stadtpo-
litik unbedingt den Westring will, wird 
in anderen Bereichen gespart.
Auch die neue Straßenbahnachse samt 
Regiotram ins Mühlviertel kostet viel 
und bringt im Vergleich zum beste-

henden Angebot wenig Verbesserung. 
Aber die Stadt will die größtenteils un-
terirdische Linie 4, um oben für frag-
würdige Bau- und Straßenprojekte 
Platz zu machen.

Wende im Verkehr möglich
Dabei wäre eine wirkliche Wende im 
Verkehr eigentlich nicht schwer: Mehr 
statt weniger Service bei Bus und Bahn, 
dichte Fahrpläne und eine bessere Ver-
netzung wären viel effizienter und um-
weltfreundlicher als die nun geplanten, 
sündteuren Prestigeprojekte.

Flirt mit schmissigen Burschen
Als LH Pühringer den Bur-
schenbundball besuchte, gab 
es zu Recht heftige Schelte 
auch von der SPÖ. 

Der Flirt mit den Burschenschaftern ist 
freilich auch der SPÖ nicht fremd. Der 
wahrscheinliche Dobusch-Nachfolger 
VBgm. Luger geht zwar nicht zum Ball, 
packelt aber mit den schmissigen Bur-
schen Wimmer und Ortner. Wohl um 
der ÖVP zu zeigen, dass er auch mit den 

Blauen kann. Etwa mit einer gemeinsa-
men Pressekonferenz mit FP-Ortner.

SP-Umfaller Stadtwache
Im Wahlkampf noch strikt dagegen, 
machte die SPÖ die 1,3 Mio. Euro teure 
Stadtwache dem Neo-Stadtrat Wimmer 
zum Einstandsgeschenk. Kürzlich fiel 
ein rotblauer Schulterschluß zur Fusio-
nierung der Bezirkshauptmannschaften 
Linz-Land und Urfahr-Umgebung mit 
dem Magistrat auf. FP-Klubchef Ortner, 
in den 1990er Jahren bei der Nazi-VAPO 

aktiv, machte in der Swap-Debatte mit 
Attacken auf die ÖVP der politisch für 
das Desaster verantwortlichen SP die 
Mauer. Ihren antifaschistischen Sonn-
tagsreden zum Trotz verhindert die SPÖ 
Anträge, das Jahn-Denkmal zu entfer-
nen oder eine Zusatztafel anzubringen. 
Ein Signal an FPÖ und Turnerbund. 
Pikant ist auch, dass der für den Bur-
schenbundball verantwortliche EU-Ab-
geordnete Obermayr nach seiner Ab-
wahl als Linzer Vizebürgermeister 2003 
bei der Linz AG „überwintern“ durfte.
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